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Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 27. 


Marienwerder, den 5. Juli 


1871. 


—— ne —— 


1) Sr. Königl. Majeſtät von Preußen 


vorgehobene, auch von anderer Seite angeregte Bedürfniß 


Alleranädigſtee Landtags Abſchied für die einer Vermehrung der Leuchtfeuer der Preuß. Oſtſeeküſte 
im Jahre 1870 zum neunzehnten Provinzial: und insbeſondere an den Küſtenſtrecken der Provinz 
Landtage verſammelt geweſenen Stände des Preußen iſt von der Staatsregierung nicht aus den 
Königreichs Preußen vom 15. Juni 1871. Augen gelaſſen und was den Ort für die neuen Leucht⸗ 
feuer, ſowie die Art und Anordnung derſelben im Zu⸗ 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König ſammenhange mit den Leuchtfeuern an der geſammten 
955 Prei gen Küſte anlangt, zum Gegenſtande der Erörterung mit 
f 8 ? „ eeeiner Commiſſion nautiſcher und bautechniſcher Sach⸗ 
entbieten Unſeren getreuen Ständen des Königreichs verſtändiger gemacht worden. Zunächſt iſt die Errich⸗ 
Preußen Unſern gnädigſten Gruß und ertheilen hiermit tung eines neuen Leuchtfeueretabliſſements zwiſchen 
auf die uns vorgelegten Gutachten und Anträge des Jershöft und Rixhöft an der Pommerſchen Küſte und 
im Jahre 1870 verſammelt geweſenen Provinzial⸗ eines ſolchen auf der Halbinſel Hela bei Danziger 
Landtages den nachſtehenden Beſcheid: 1 Heyſterneſt zwiſchen Nirhöft und Hela in Ausſicht ge: 
J. Auf die gutachtlichen Erklärungen über nommen und bereits ſoweit vorbereitet, daß mit den 
die Bropofitionen: ... Bauausführungen in dieſem Jahre begonnen wird. 
Entwurf einer Straudungsordnung für die Wegen eines Leuchtfeuers auf der kuriſchen Nehrung 
Provinzen Preußen und Pommern. bei Nidden ſind Unterſuchungen eingeleitet, welche ihren 
Die mittelſt Petition vom 4. Juli 1870 über⸗Abſchluß noch nicht gefunden haben. 
reichte gutachtliche Aeußerung Unſerer getreuen Stände 44. Auf die ſtändiſchen Petitionen. 
zu dem Entwurfe einer Strandungs⸗Ordnung für die I. Erlaß der den Regierungsbezir ken 


Provinzen Preußen und Pommern iſt von Unſere Kön 
Staatsregierung eingehenden Erwägungen unterworfen 
und nach Maßgabe des Ergebniſſes bei Aufſtellung eines 
anderweiten Entwurfes, welcher hiernächſt dem Landtage 


igsberg und Gumbinnen für Chauſſee 
aue aus der Staatskaſſe en 
Vorſchuͤſſe. 


Dem von Unſeren getreuen Ständen in der 


der Monarchie in der erſten Sitzung der laufenden Petition vom 29. Juni v. J. geſtellten Antrage: 
Legislaturperiode zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme den Erlaß der den Regierungsbezirken Königs⸗ 
vorgelegt worden iſt, berückſichtigt. berg und Gumbinnen für Chauſſeebauzwecke 
Von der weiteren Verfolgung des befürworteten in den Nothjahren 1866 und 1867 aus der 
Projects einer allgemeinen, das ganze Bundesgebiet Staatskaſſe vorgeſchoſſenen Summen von reſp. 
umfaſſenden Strandungs⸗Ordnung hat mit Rückſicht auf 100,000 Thlr. und 200,000 Thlr. behufs 
die entgegenſtehenden Hinderniſſe für jetzt abgeſehen Verſtärkung der für die gedachten beiden 
werden müſſen. Regierungsbezirke zu verwendenden Capitalien 
Dem in derſelben Petition vorgetragenen Wunſche des Provinzial⸗Chauſſeebau⸗Prämienfonds 
einer Verbindung der der Schifffahrt gefährlichen Küſten⸗ durch das Staatsminiſterium auf verfaſſungs⸗ 

ſtrecken der Provinz Preußen mit den nächſten Hafen⸗ mäßigem Wege herbeiführen zu laſſen, 
orten durch Telegraphenleitungen wird inſofern ent⸗ haben Wir in Betracht der ausgedehnten Unterſtützungen, 
ſprochen werden, als die für Kriegszwecke auf der welche der Provinz Preußen in den letzteren Jahren 
Halbinſel Hela errichtete Telegraphenſtation dem all⸗ zu Theil geworden find und zur Vermeidung vielfacher 
gemeinen Verkehr übergeben und deren dauernder Berufungen keine weitere Folge zu geben vermocht. 
ortbeſtand geſichert werden ſoll. Auch find von der N Es wird die Aufgabe Unſerer getreuen Stände 
elegraphen Verwaltung vorbereitende Verbandlungen fein, auf die Verbeſſerung der allerdings nicht günſtigen 
über die Frage eingeleitet, gb und in welcher Art die Lage des Provinzial ⸗ Chauſſeebau⸗Prämienfonds mit 
Errichtung von elektroſemaphoriſchen Stationen an eigenen Mitteln der Provinz Bedacht zu nehmen und 
den diesſeitigen Küſten in Angriff zu nehmen ſein zu dieſem Behufe die Vorſchläge ihrer Chauſſeebau⸗ 
möchte. Commiſſion — insbeſondere ſoweit dieſelben darauf 
Das in der Petition vom 4. Juli 1870 endlich her- gerichtet find, dem Provin ial⸗Chauſſeebau⸗Prämienfonds 
Ausg. geben iu i; erde. ben 6. ui 11 
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durch Aufnahme einer Anleihe verſtärkte Mittel zuzu⸗ 
führen — einer erneuerten Erwägung zu unterziehen 

Solchen Beſtrebungen für eine fernere erſprleßliche mübl⸗Dirſchau und Thorn⸗Inſterburg. 
Förderung des Chauſſeebaues in der dortigen Provinz Anlangend die Petition Unſerer getreuen Stände 
würden Wir nicht abgeneigt ſein, eine Unterſtützung[ vom 4. Juli v. J. um beſchleunigte Vollendung und 
dadurch zu Theil werden zu laſſen, daß die Nückzahlungs⸗ Eröffnung der Eiſenbahnen von Schneidemühl nach 
friſten für die aus der Staatskaſſe gewährten Vorſchuͤſſe Dirſchau und von Thorn nach Inſterburg, ſo gereicht 
in entſprechender Weiſe verlängert werden. Wir wollenſes Uns zur Genugthuung, darauf hinweiſen zu können, 
hiernach Unſeren getreuen Ständen überlaſſen, wegen daß wenn ſchon nach den Motiven zu dem Geſetze vom 
Bewilligung von Erleichterungen in den Ruckzahlungs⸗ 17. Februar 1868 die Bauzeit für Herſtellung jeder 
modalitäten jener Vorſchüſſe die geeigneten Anträge der beiden Bahnen auf 6 Jahre bemeſſen und hierbei 
zu ſtellen und näher zu begründen. auf hy By doe . 1055 inzwiſchen unerwartet 
er ausgebrochene ſchwere Krieg erartigen Unternehmungen 
2. Hebammen⸗Weſen. nothwendig bereitet, nicht gerechnet wörden de 

In Bezug auf die wegen Unterhaltung des Heb⸗ 


Alles geſchehen iſt, um beide Bahnen in ihrer Geſammt⸗ 
ammen⸗Lehrinſtituts zu Königsberg und Unterſtützung der beit noch vor Ablauf des Jahres 1873 betriebsfähig 
Hebammen in der Provinz Preußen in der Petition 


zu vollenden. Bereits ſind auf der Schneidemühl⸗ 
vom 4. Juli 1870 geftellten Anträge wird Unſer Com⸗ Dirſchauer Eiſenbahn die Strecken Schneidemühl⸗Flatow 
miſſarius den getreuen Ständen die entſprechenden und Pr. Stargardt⸗Dirſchan, und auf der Thorn⸗ 
Mittheilungen machen. Inſterburger Eiſenbahn die Strecke Inſterburg⸗Gerdauen 
3. Verwendung 


im Jauuar d. J. dem allgemeinen Verkehr übergeben, 

auch vor Beginn der diesjährigen Bauperiode die 

der für die Sparkaſſen ⸗Intereſſenten be⸗ geeigneten Anordnungen getroffen worden, um die noch 
ſliimmten Zinsgewinn⸗Antheile der Pro⸗ 

vinzial⸗Hilfskaſſe zur Unterſtützung von 


übrigen Bauten mit Aufgebot aller Kräfte zu fördern. 
Veteranen aus den Jahren 1806 — 1813. 


6 Neugeſtaltung 
der Provinzialvertretung. ’ 
Auf den Antrag in der Petition vom 2. Juli Die von Unſern getreuen Ständen in der Petition 
1870 haben Wir unterm 25. Auguſt deſſelben Jahres 
genehmigt, 


vom 5. Juli v. J. vorgetragene Bitte: 
um eine baldige Neugeſtaltung der Provinzial: 
daß die zur Prämiirung von Sparkaſſen⸗ 
Intereſſenten beſtimmten Zinsgewinn⸗Antheile 


Vertretung, wird durch die auf dem Gebiete 
der Provinzial⸗Hilfskaſſe auch noch für das 


der Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Provinzial⸗Ver⸗ 
faſſungen beabſichtigten Reformen ihre Erledi⸗ 

Jahr 1870 und die folgenden Jahre bis zur 

Verſammlung des nächſten Provinzial⸗Land⸗ 


gung finden. g 
Zu Urkund dieſer Unſerer gnädigſten Beſcheidung 
Fo f „ne haben Wir den gegenwärtigen Landtags⸗Abſchied Höchſt⸗ 
tages zur erſt der in der Provinzſe; in . 0 A : 
bd banden eh ebürftigen len eigenhändig vollzogen und verbleiben Unſern getreuen 
nen aus den Kriegsjahren 1806/15 unter den 
in dem Erlaſſe vom 21. Januar 1861 be⸗ 


Ständen in Gnaden gewogen. 
Gegeben Berlin, den 15. Juni 1871. 
zeichneten Modalitäten verwendet werden 
dürfen. 


(gez.) Wilhelm. 
4, Abänderung 


(gegz.) v. Bismarck. v. Roon. Itzenplitz. 
v. Rühler. v. Selchow. Graf Eulenburg. 
der 85 21-23 des Statuts der Provinzial⸗ 
Hilfskaſſe für Preußen. 


Leonhardt. Camphauſen. 

2) Indem Ich die anli genden von Eurer Kaiſerlichen 
und Königlichen Hoheit Mir unterm 80. April d. J. 
Dem in der Petition vom 4. Juli 1870 geſlellten im Entwürfe vorgelegten Statuten der geme nſamen 
jernerweiten Antrage entsprechend, haben Wir gleich⸗ deutſchen Invaliden ⸗Stiftung, der Ich Ihrem Vor⸗ 
zeitig die 88 21—23 des Statuts der Hilfskaſſe fürſſchlage gemäß, den Namen „Railer Wilhelms - Stil: 
die Provinz Preußen aufgehoben und durch folgende tung für deutſche Invaliden“ bett se, mit den von 
Beſtimmung erſetzt: Mir für erforderlich erachteten Mobificationen hiermit 
Von dem jährlichen Zinsgewinne der Hilfs⸗ beſtätige, verfüge Ich, daß dieſe Statuten an Stelle 

kaſſe wird / dem Stammvermögen der Hilfs⸗ 

kaſſe behufs deſſen allmähliger Vermehrung, 

ſowie zur Deckung etwaiger Verluſte zuge⸗ 


8. Beſchleunigung der Vollendung 
und Eröffnung der Eiſenbahnen Schneide⸗ 


der von Mir mitteln Ordre vom 3 September 1870 
vorläufig genehmigten deutſchen Wilhelms ⸗Stiftung 

treten |. Men. — Zugleich ſpeeche Ich, in Anerkennung 

ſchlagen. Ueber die andern / kann die der ſtat gefundenen Emigung der beiden für die Zwecke 
Provinzialvertretung, zu öffentlichen Zwecken] der Stiftung thätig geweſenen Vereine, die Erwartung 
innerhalb der Provinz frei verfügen. aus, daß nunmehr jede weitere, jenen Zwecken wiber⸗ 

Die Genehmigungs⸗Urkunde iſt durch die Amts ſprechende Verzögerung der Wirkſamkeit der gemein⸗ 
blätter der Provinz veröffentlicht worden. ſamen Stiftung unbedingt vermieden werde. Denn es 
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iſt Mein herzlichſter Wunſch, die Stiſtung in ſeger s denſelben etwa anderweitig, insbeſondere aus Staats⸗ 
reicher Thäligkei zu ſehen, hamit bas Logs der deut⸗ oder Gemeindemitteln gewährten Unterſtützungen. 
ſchen Invaliden und der S cr un der für das Die Unterſtützungen ſollen namentlich in ſolchen 
Vaterland Gelallenen auch in ſolchen Fällen mog ichſt Lebenslagen gewährt werden, in denen die Staatshülfe 
erleichtert werde, in denen die für Alle nach gleichem geſetzlich ausgeſchloſſen oder eng beſchränkt iſt, wie bei 
Maße im gewährende Staatshulfe den verſchledenen Aushülfen zu Badekuren, dem Beſuch von klimatiſchen 
Lebens verhällniſſen und Bedu faiſſen nicht ausreichend Kurorten, der Benutzung von Heil⸗ und Pflegeorten, 
oder nicht angemeſſen zu entſprechen vermag. Veiſſo wie bei Unterſtützungen Behufs der Gründung eines 
Meinem lebhaften Intereſſe für di ſe Angelegenheit neuen Lebensberufes und bei Beihülfen an Perſonen, 
werde Ich eingehende Mittheilurgen über die Wirk⸗ deren Ernährer erſt nach erfolgter Demobilmachung 
ſamkeit der Stiftung gern entgegennehmen. Abgeſehen geſtorben ſind — 

davon aber halte Ich es für erforder'ich, daß nach Behufs zweckmäßiger Bemeſſung und Verabfol⸗ 
Verlauf von drei Jahren, auf Gruad der dann geſam⸗ gung der Unterſtützungen iſt eine ſtete Verbindung mit 
melten Erfahrungen, eine allgemeine Revifion der Sta den betreffenden militäriſchen Central⸗Organen zu 
tuten erfolge. ſuchen. 

Berlin, den 1. Juni 1871, § 3. Die Stiftung erhält ihre Mittel durch die 

(gez.) Wilhelm. ihr zugewendeten einmaligen Gaben und fortlaufenden 
An Seine Kaiserliche und Königliche Hoheit den Beiträge. 
Kronprinzen des deutſchen Reiches und Kronprinzen 8 4. Die gemeinſamen Angelegenheiten der 
von Preußen. Stiftung werden durch 
Statut einen Geſammt⸗Vorſtand und 
der Kaiſer Wilhelms⸗Stiftung fur Deutſche einen Verwaltungs⸗Ausſchuß 
Invaliden (vom 1. Juni 1871.) wahrgenommen, welche ihren Sitz in Berlin haben. 
5. Dem Geſammtvorſtande ſteht die obere 
Leitung der Stiftung zu. 

Die obere Leitung umfaßt 

1) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungs: 
Ausſchuſſes (§ 9), 

2) die Entgegennahme des Jahresberichts und 
der Jahresrechnung, ſowie die Entlaſtung des Ver⸗ 
8 1. Die Kaiſer Wilhelms Stiftung für Deutſche waltungs⸗Ausſchuſſes (§ 18), N 
Invaliden bezweckt: . 3) die Beſchlußnahme über die von dem Verwal⸗ 

1) den im Kampfe gegen Frankreich oder in Folge tungsausſchuſſe vorgeſchlagenen Abänderungen des 
deſſelben durch Verwundung oder Krankheit ganz oder Statuts ($ 19) und 
theilweiſe erwerbsunfähig gewordenen Kriegern der 4) auf Antrag des Verwaltungs⸗Ausſchuſſes die 
Deutſchen Land⸗ und Seemacht, 5 { Beſchlußnahme über Zweifel, welche über die Auslegung 

2) den Angehörigen der in dieſem Kampfe ge- principiell wichtiger Beſtimmungen des Statuts ent: 
fallenen oder in Folge deſſelben geſtorbenen oder ganz ſtehen. Die in dieſer Beziehung gefaßten Beſchlüſſe 
oder theilweiſe erwerbsunfähig gewordenen Krieger des Geſammt⸗Vorſtandes bedürfen indeß zu ihrer 

nach Bedürfniß Hülfe und Unterſtützung zu gewähren. Gültigleit der Genehmigung des Allerhöchſten Protectors. 

Den Kriegern ſind gleich zu achten diejenigen 6. Der Geſammt⸗Vorſtand beſteht unter dem 
Beamten, Aerzte und andern Perſonen, welche bei Vorſitze Sr. Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit des 
Ausübung ihres Berufs im Kampfe, uu Krankendienſte Kronprinzen oder aus einem von Demſelben ernannten 
oder ſonſt im Felde erwerbsunfähig geworden, beziehungs⸗ Stellvertreter aus 68 Mitgliedern, von welchen 
weiſe bei oder in Folge ſolcher Berufsausübung ge: 1) 17 durch das mittelſt der Uebereinkunft der 
ſtorben find. Deutſchen Vereine zur Pflege im Felde verwundeter 

Ausnahmsweiſe kann auch Solchen, welche und erkrankter Krieger vom 20. April 1869 gegründete 
noch nicht erwerbsunfähig geworden ſind, Unterſtutzung Central Comité dieſer Vereine aus ſeinen dem Preußi⸗ 
zu dem Zwecke gewährt werden, um fie vor dem Ein⸗ſſchen Vereine. zur Pflege im Felde, verwundeter und 
tritte der Erwerbsunfähigkeit zu bewahren. erkrankter Krieger angehörenden Mitgliedern, 

§ 2. Bei den Unterſtützungen, die ſowohl ein — 2) 17 durch den auf Grund des Statuts der 
malige wie fortlaufende, unmittelbare als mittelbare Victoria⸗National⸗Juvaliden Stiftung vom 10. Sep⸗ 
ſein, für bedürftige Kinder auch in Vermittelung unent⸗ tember 1806 beſtehenden geſchäftsführenden Ausſchuß 
geltlicher Verpflegung, Erziehung oder Unterrichts dieſer Stiftung aus ſeiner Mitte und gts 
ertheilung beſtehen können, iſt einerſeits die bürgerliche 3) 34 durch die der Kaiſer Wilhelms ⸗ Stiftung 
Stellung der zu Unterſtützenden zu berückſichtigen, } 
audererſeits der Grad der Erwerbsunfähigkeit und gewählt werden. 0 f 
Bedlirſtigkeit, namentlich auch mit Beziehung auf die Den außerpreußiſchen Vereinen bleibt es über⸗ 


Protector: Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer und 
König von Preußen. 

Stellvertretender Protector: Seine Kaiſerliche 
und Königliche Hoheit der Kronprinz des Deut: 
ſchen Reiches und Kronprinz von Preußen. 


laſſen, über die Ausübung dieſes Wahlrechts ſich zu 
einigen. Bis ſolches 


dem unter 1) genannten Central⸗Comité, 

von dem geſchäftsführenden Ausſchuſſe der Victoria⸗ 

National⸗Invaliden⸗Stiftung zu wählen. 
87. Der Geſammtvorſtand tritt 


geſchehen, ſind die außerpreußiſchen glieder aus. 
Mitglieder des Geſammt⸗Vorſtandes zur Hälfte vonſſcheidenden durch das Loos bezeichnet. 
zur Hälfte denden find wieder wählbar. 


Alle drei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mit⸗ 
Die beiden erſten Male werden die aus⸗ 
Die Ausſchei⸗ 


Für die Zeit bis zum I. Juli 1872 werden die 
Mitglieder des Verwaltengs⸗Ausſchuſſes in der Weiſe 


alljährlich beſtimmt, daß das Central⸗Comits der Deutſchen B reine 


mindeſtens einmal zur Entgegennahme des Jahres⸗ zur Pflege im Felde verwundeter und erkrankter Krieger 


be ichts und der Jahresrechnung ($ 
Sitzung, und außerdem ſo oft erforderlich zuſammen. 


Zu den Sitzungen find ſämmtliche Mitglieder Beſtätigung in 


18) in öffentlicher und der geſchaftsführende Ausſchuß der Victoria⸗National⸗ 


Invalidenſtiftung je 12 Mitglieder wählen und zur 
Vorſchlag zu bringen, von welchen je 


mindeſtens 14 Tage vorher unter Mittheilung derſ4 den nichtpreußiſchen Theilen des Deutſchen Reiches 


Tagesordnung einzuladen. 

8 8. Der Verwaltungs⸗Ausſchuß führt die Ge⸗ 
ſchäfte der Stiftung, 

Er iſt befugt, im Namen 
jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche abzuſchließen, 
Prozeſſe zu führen und alle Rechtshandlungen, auch 
ſolche, zu denen die Geſetze eine Spezial⸗Vollmacht er⸗ 
fordern, mit voller rechtlicher Wirkung für die Stiftung 
zu vollziehen. 

Seine Legitimation vor Gerichten und anderen 
Behörden führt der Verwaltungs⸗Ausſchuß durch ein 
von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter aus⸗ 
zuſtellendes Atteſt. 

Die Inſinuation gerichtlicher Verfügungen und 
Vorladungen erfolgt mit verbindlicher Kraft für die 
Stiftung an den Vorſitzenden des Verwalrungs⸗Aus⸗ 
ſchuſſes oder deſſen Stellvertreter. 

Die Urkunden der Stiftung müſſen von dem 
Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und einem Schrift⸗ 
führer vollzogen ſein. 

Für die laufende Correſpondenz genügt die Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters. 

9 9. Der Verwaltungs⸗Ausſchuß beſteht aus 
einem Vorſitzenden, welchen das erſte Mal 
der Protector ernennt, und 24 von dem 
Geſanumt Vorſtande zu wählenden Mitgliedern, 
welche 

zu ½ den Preußiſchen Mitgliedern des 
Central⸗Comités der Deutfchen Vereine 
zur Pflege verwundeter und erkrankter 
Krieger, 
zu ½ dem geſchäftsführenden Ausſchuſſe 
der Victoria⸗National-⸗Invaliden⸗Stif⸗ 
tung und 
zu ½ den außerpreußiſchen Vereinen der 
Kaiſer⸗Wilhelms⸗Stiftung 
angehören ſollen, und ſämmtlich der Beſtäti⸗ 
gung des Protektors bedürfen. 

Bei ſpäteren ſtatutenmäßigen Aenderungen des 
Perſonals des Verwaltungs Ausſchuſſes erfolgt die 
Beſtätigung durch den ſtellvertretenden Protektor, nachdem 
die desfallſige Anzeige an den Protektor gelangt iſt. 

Aus den rite gewählten und beſtätigten Mit⸗ 
gliedern a 
1 Schagmeifter und 4 Schriftführer von dem ſtellver⸗ 
tretenden Protektor ernannt. 


angehören ſollen. — Die ſo beſtellten Mitglieder ſind 
bei der für die Zeit nach dem 1. Juli 1872 ſtatt⸗ 


und vertritt dieſelbe nach Außen. findenden Wahl des Verwaltungs = Ausſchuſſes durch 
der Stiftung Verträge den Geſammt⸗Vorſtand wieder wählbar. 


8 10. Zur laufenden Verwaltung einzelner 
Geichäftszweige, ſowie zur Erledigung vorübergehender 
Aufträge können beſondere Commiſſionen oder einzelne 
Comm ſſarien erwählt werden. 

$ 11. Die Beſchlußfaſſung erfolgt ſowohl im 
Geſammtvorſtande wie im Verwaltungs⸗Ausſchuſſe, ab⸗ 
geſehen von Statuten⸗Aenderungen ($ 19), durch die 
einfache Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei Stim⸗ 
mengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag. 

8 12. Die Aemter der Stiftung find Ehren⸗ 
Aemter und werden ohne Entgelt verwaltet. Es bleibt 
jedoch vorbehalten, die erforderlichen Bureau-Beamten 
anzunehmen, deren Bezüge, ſowie den ſonſtigen Ver⸗ 
waltungsaufwand, der Verwaltungs⸗Ausſchuß feſtſetzt. 


§ 13. Die Wirkſamkeit der Stiftung erſtreckt 
ſich über das ganze Gebiet des Deutſchen Reiches. 

Behufs Erreichung des Stiftungszweckes in den 
einzelnen Theilen dieſes Gebietes, werden Vereine, 
welche der Stiftung fur beſtimmt abgegrenzte örtliche 
Bezirke auf Grund des gegenwärtigen Statuts ſich 
anſchließen wollen, durch Beſchluß des Verwaltungs⸗ 
Ausſchuſſes in die Stiftung aufgenommen. 

Fur einen und denſelben Bezirk kann nur ein 
Verein in die Stiftung aufgenommen werden. 

Dies ſchließt nicht aus, daß neben Landes⸗, 
Provinzial⸗ und ſonſtigen einen größeren Bezirk um⸗ 
faſſenden Vereinen einzelne im Bereiche derſelben 
beſtehende oder ſich bildende Vereine fur ihre engeren 
Bezirke als ſelbſtſtändige Glieder der Stiftung unmittel⸗ 
bar in dieſelbe aufgenommen werden. Eine ſolche 
Aufnahme ſoll jedoch nur da ſtattfinden, wo es mit 
Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des betreffenden 
Bezirks dem Stiſtungszwecke förderlich erſcheint, und 
in außerpreußiſchen Gebieten nur nach Verſtändigung 
mit dem betreffenden Landes⸗Vereine. 

Wenn für einen und denſelben Bezirk mehrere 
Vereine die Aufnahme in die Stiftung wünſchen, ſo 


werden 2 Stellvertreter des Vorsitzenden, haben dieſelben Behufs dieſer Aufnahme zu gemeinſamer 


Thätigkeit für die Sache der Stiftung unter einem 
gemeinſchaftlichen Vorſtande zuſammenzutreten. Die 
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Feſtſtellung der Bedingungen dieſer Vereinigung bleibt b. denjenigen Vereinen, welche nicht genügend 
der Verſtändigung der betreffenden Vereine überlaſſen. eigene Mittel beſitzen, um die erforderlichen 

Erfolgt eine ſolche Verſtändigung nicht, und läßt Unterſtützungen in ihren Bezirken gewähren 
dieſelbe auch durch Vermittelung des Verwaltungs⸗ zu können, nach Verhältniß des Beſtandes und 
Ausſchuſſes ſich nicht herbeiführen, ſo entſcheidet, auf des geſammten Bedarfes, 


Vortrag des Verwaltungs -Ausſchuſſes, der ſtellvertre-Zuſchüſſe aus dem Centralfonds zur ſelbſiſtändigen 
tende Protector darüber, welcher Verein und unter ſtiftungsmäßigen Verwendung zu überweiſen. 
welchen Bedingungen derſelbe in die Stiftung aufzu⸗ Behufs der weiteren Ausgleichung hat jeder 
nehmen iſt. Verein, deſſen Einnahmen ſeine Ausgaben überſteigen, 
Werden Vereine, welche bereits für andere Zwecke einen entſprechenden Theil der erſteren zu reſerviren. 
gegründet ſind, wie namentlich Vereine zur Pflege im Am Schluſſe eines jeden Jahres wird der Betrag dieſer 
Felde verwundeter und erkrankter Krieger oder Zweig⸗eſerve dem Verwaltungs ⸗Ausſchuſſe angezeigt, welcher 
vereine der Victoria⸗National-Invaliden⸗Stiftung in darüber nach Bedürfuiß zu verfügen berechtigt iſt, um 
die Kaiſer Wilhelms⸗Stiftung aufgenommen, ſo iſt die vorſtehend unter b. erwähnten Zuſchüſſe zu ge 
ihre Thätigkeit als Verein der Wilhelms⸗Stiftung vonſwähren. * 
ihrer ſonſtigen Aufgabe getrennt zu halten. $ 7. Die Mittel der Stiftung, ſowohl Kapital 
8 14. Die Vereine haben innerhalb ihres Bezirks wie Zinſen, find während des Beſtehens der Stiftung 
für die Erfüllung des Stiftungszweckes zu ſorgen und|den Bedürfniß gemäß zu verausgaben. 
die dazu erforderlichen Mittel durch Sammlung von § 18. Der Verwaltungs⸗Ausſchuß hat alljährlich 
Beiträgen aufzubringen. dem Geſammtvorſtande Bericht über ſeine Wirkſamkeit 
Die Vereine werden dem Verwaltungs⸗Ausſchuſſe zu erſtatten, und demſelben Rechnung zu legen. 
auf Erfordern Auskunft ertheilen, deſſen Aufträge als Die Reſultate des Jahresberichts und der Jahres⸗ 
ſeine Organe ausführen und ſich mit ihm in laufender |vechnung find nach erfolgter Entlaſtung zu veröffentlichen. 
Verbindung erhalten. } 19. Zu Abänderungen dieſes Statuts bedarf 
Dem Verwaltungs ⸗Ausſchuſſe iſt alljährlich vonſes übereinſtimmender Beſchlüſſe des Verwaltungs⸗ 
den Vereinen über ihre Thätigkeit, Mittel und Fonds, Ausſchuſſes und des Geſammtvorſtandes. Dieſe Ve⸗ 
ſowie über deren Verwendung Bericht zu erſtatten, ſchlüſſe ſind mit zwei Drittheil Mehrheit der vertretenen 
wogegen dieſem die Verpflichtung obliegt, ihnen mit Stimmen zu faſſen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
Rath und Beiſtand an die Hand zu gehen. der Genehmigung des Protectors. 
Im Uebrigen find die Vereine ohne Rückſicht auf Fecordnan gen und Befanntmachungen der 
ihre größere oder geringere Ausdehnung in ihrer Selbſt⸗ GSentral: Behörden 
ſtändigkeit und in ihrer Wirkſamkeit unbeſchränkt. Sie 3) Nochdem ich Seu ns der Ki lich Pre fiſchen 
disponiren über ihre Mittel und beſtimmen die aus eri rung in Gemaͤßheit des Kiichrg-i des vom 14. 
denſelben zunächſt zu beftreitenden Imierftügungen in Juni ce zum Commiſſarius für die Regelung der Gut 
ihren Bezirken. Ihre innere Einrichtung iſt ihrem ſbadigung verhält ſſe der aus Frankreich vertrieb nen 
freien Ermeſſen überlaſſen. Peeußiſchen Unterthanen ernannt worden, fordere ich 
§ 15. Alle Beiſteuern, Vermächtniſſe und Ge⸗ alle di enen ausgewieſenen Preußen, welche ihre 
ſchenke, welche für die Zwecke der Stiftung ber den] ventuellen Entſchädi un san prüche noch nicht bei dem 
Central⸗Organen § 4), ſowie bei dem Central⸗Comite Reich ska z'er⸗Amte, bei Preußiſchen Behörden oder bei 
der Deutſchen Vereine zur Pflege im Felde verwundeter dem hrerſ left zur Wahrung der Rechte dee Ausgewꝛe⸗ 
und erkrankter Krieger und bei der Victoria⸗National⸗ ſen n gebildeten Comité angemeldet haben, auf, bei 
Invaliden ⸗ Stiftung eingehen, oder eingegangen find, Vermeidurg dis V rluß's ibrer Ansprüche mir dieſe 
fallen, wenn von den Gebern nicht ausdrücklich eine Meldungen bis incl 12. Jali cr. direct zugehen zu 
andere Beſtimmung getroffen ift, einem von dem Der: laſſen. In den Anm (dungen if, falls dies noch nicht 
waltungs⸗Ausſchuſſe zu verwaltenden Centralfonds zu. beſchehen fein ſollte, di? Kopfzanl der Familie des Ans 
§ 16. Mittelſt des Ceutralfonds ſoll die Stiftung meldenden anzugeben, da hiernach die Entſchä igungs⸗ 
in den Stand geſetzt werden, jedem Einzelnen, welcher gelder auf die einzelnen Staaten vertheilt werden ſol⸗ 
in dem Kampfe zur Sicherheit der ganzen Nation len. Die geehrten Behö den, bei denen Anmeldungen 
Leben und Geſundheit eingeſetzt hat, in möglichſt gleicher erfolgt find, erſuche ich ergebenſt, mir dieſelben inner⸗ 
Berückſichtigung des Bedürfniſſes die Fürſorge Aller halb obiger Friſt ebenfalls zu übe: ſenden. 
zuzuwenden. Da vi le Ausgewieſene ſich bereits in der Lage 
Demgemäß ſind befinden werden, zu üb rſehen, inwieweit der von ih⸗ 
a. bei den Unterſtützungen, welche der Verwal- nen angemeldete Schaden ſich verringert, ſo wird es 
tungs⸗Ausſchuß unmittelbar aus dem Eentral- de ganz: Regultrung weſentlich erleichtern, wenn mir 
fonds an einzelne Perſonen bewilligt, vorzugs⸗ die Muthetlungen über die Reduction der angemeldeten 
weiſe ſolche Hülfsbedürftige zu berückſichtigen, Anſprüche ſo bald als möglich zugehen. 
welche der Fuͤrſorge eines beſonderen Vereins Berlin, den 25. Juni 1871, a 
entbehren, | (gez) v. Wurmb, Polizei⸗Präſident. 
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4) Bekanntmachung. 
Ausdehnung der Fahrpoſtbeforderung auf alle 
Poſtorte des Elſaß und Lothringens. 

Vom 1. Jul! d. J. ab können Packete ohne 
Wertbangabe und Packete mit Werthangabe (Helb⸗ und 
Werthſendungen) bis zu dem üblichen Maximal⸗Gewicht 
von 100 Pfund auch nach ſolchen Orten des Elſaß 
und Lothringens zur Poſtbeſörderung angenommen 
werden, welche nicht an der Eiſenbahn belegen find, 

Die Taxen ſind den bisherigen Taxen für Sen⸗ 
dungen nach Orten an der Eisenbahn gleich. 

Berlin, den 25. Juni 1871. 

General⸗Poſtamt. In Vertr.: Wiebe. 
Bekanntmachung. 

Poſtoerkehr der im Elſaß und in Lothringen in 
Garniſon ſtehenden Truppen. 

Nachdem die im Elſaß und in Lothringen ſte⸗ 
henden Norddeutſchen Truppen des 15. Armee⸗Corps 
demobil gemacht ſind, hat die denſelben für ihre Poſt⸗ 
ſendungen auf Grund der Dienſt⸗Ordnung für 
die Feldpoſt⸗Anſtalten bisher gewährte Porto⸗ 
freiheit aufgehört. Dagegen werden in analoger An⸗ 
wendung der für Norddeutſchland beſtehenden Vor: 
ſchriften über die Portovergünſligungen der Truppen 
in Friedenszeiten befördert, und zwar an die in Reih 
und Glied ſtehenden Soldaten bis zum Feldwebel oder 
Wachtmeiſter einſchließlich aufwärts: 

a) gewöhnliche Briefe bis zum Gewichte von 4 Loth 

einſchließlich, portofrei, 

b) Poſtanweiſungen über Beträge bis 5 Thlr. 
einſchließlich gegen ein bei der Einlieferung zu 
entrichtendes Porto von 1 Sgr. bezw. 3 Kr. 
oder 10 Cts. und 

c) Packete ohne Werthangabe bis zum Gewichte 
von 6 Pfd. einſchließlich, ſofern dieſelben 
bei einer Poſtanſtalt im Elſaß oder 
in Lothringen zur Poſt geliefert find, 
gegen ein ermäßigtes Porto von 25 Cts. für 
jedes Stück. 

Zur Erlangung dieſer Portovergünſtigungen müſ⸗ 
ſen bie Briefe, bezw. die Poſtanweiſungen oder Begleit⸗ 
briefe mit dem Vermerke: „Soldatenbrief, eigene An⸗ 
gelegenheit des Empfängers“ verſehen ſein. 

Alle Sendungen von Soldaten ꝛc., ſowie die⸗ 
jenigen an Soldaten gerichteten Sendungen, welche 
nicht zu einer der unter a. bis c. vorſtehend aufge: 
führten Kategorien gehören, unterliegen der vollen 
Portozahlung. Auch kommen die Bortovergüntigungen 
zu a. b. und c. nicht in Anwendung, wenn die Sen⸗ 
dungen an beurlaubte Militairs oder an einjährig Frei⸗ 
willige gerichtet ſind. 

Zu weiterer Erleichterung des Verkehrs mit den 
im Elſaß und in Lothringen ſtehenden nicht mobilen 
Truppen wird nachgegeben, daß, ſo lange ein beſon⸗ 
derer Beſörderungsdienſt für F.ldpoſt⸗Privatpäckereien 
an die in Frankreich zurückbleibenden, zur Occupations⸗ 
Armee gehörigen Deutſchen Truppen beſteht, mit Dies 


0 


land für die erſterwähnten immobilen Truppen unter 
den für die Feldpoſt⸗Privatpäckereien vorgeſchriebenen 
Bedingungen beſördert werden können. 

Da die demobil gemachten Truppen des 15. 
Armee⸗Corps im Elſaß und in Lotkringen feſte Frie⸗ 
densgarniſonen bezogen haben, die belreffenden Poſt⸗ 
ſendungen daher nicht mehr auf die Poſtſammelſtellen, 
ſondern behufs größerer Beſchleunignag direct nach je⸗ 
nen Garniſonorten zu leiten find, fo iſt es erforderlich, 
daß von jetzt ab auf den Adreſſen aller, 
an immobile Truppen im Glſaß und in 
Lothringen gerichteten Poſtſendungen der 
Beſtimmuugsort genau bezeichnet werde. 

Berlin, den 28. Juni 1871. 

General⸗Poſtamt. In Vertr.: Wiebe. 

6) Bekanntmachung 

wegen Ausreichung der neuen Zinsconpons Serie IV, 
ze den Schuldoerſchreibungen der Preußiſchen fünf: 
prozenitgen Staatsanleihe vom Jahre 1859 und Se⸗ 
rie IX. zu den Neumärkiſchen Schuldverſchreibunzen. 

Die Zlnscoupons zu den Schuldve ſchreibungen 
der ſünſprozentigen Staatsanleihe vom Jahre 1859 
und zu den Neumäck ſchen Schuldveeſchreibungen für 
die ver Jahre vom 1. Juli 1871 bis 30. Juni 1875 
nbſt Talons werden vom 19. d. Mts. ab von der 
Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſlraße 
No. 93. unt en rechts, Vormittags von 9 bis 1 Uhr, 
mit Aus nahme der Sonn⸗ und Feſttage und der Kaſſen⸗ 
reviſtonstage, ausgereicht werden. 

Die Coupons können bei der Kontrolle ſelbſt in 
Empfang genommen oder durch die Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen, die Bezirks Hauptkaſſen in Hannover, Osnabrück 
und Lüneburg oder die Kreiskaſſe in Frankfurt a. M. 
bezogen werden. Wer das Erſtere wünſcht, hat die 
alten Talons fiir jede der gedachlen beiden Schulden⸗ 
gattungen mit einem beſonderen Verzeichniſſe, zu wel⸗ 
chem Formulare bei der gedachten Kontrolle und in 
Hamburg bei dem Oberpoſlamte unentgeltlich zu haben 
ind, bei der Kontrolle perſönlich oder ducch einen 
Beauftragten abzugeben. 

Genügt dem Einreicher eine numerirte Marke 
als Empfangsbeſcheinizung, fo iR jedes Verzeichniß nur 
einfach, dagegen von denen, welche eine Beſcheinigung 
über die Abgabe der Talons zu erhalten wünſchen, 
doppelt vorzulegen. In letzterem Falle erhält der 
Einreicher das eine Exemplar mit einer Empfaugsbe⸗ 
ſcheinigung verſehen ſofort zurück. Die Marke oder 
Empfangsbeſcheinigung iſt bei der Ausreichung der neuen 
Coupons zuzückzugeben. 

In Schriftwechſel kann die Kontrolle der 
Staatspapiere ſich mit den innerhalb. der 
Monarchie wohnenden Inhabern der Talons 
nicht einlaſſen. 

Wer die Coupons durch eine der oben gedachten 
Provinzial⸗Kaſſen beziehen will, hat derſelben die alten 
Talons nit einem doppelten Verzeichniſſe ſüc jede 
Schuldengattung einzureichen. Das eine Verzeichaiß 


fen Transporten auch Prwatpäckereien aus Norddeutſch⸗ wird mit einer Empfaugsbeſcheinigung verſehen sogleich 
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zurückgegeben und iſt bei Aushändigung der neuen Cou⸗8) Die der Floſtſchaden⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu 
pons wieder abzuliefern. Formulare zu dieſen Ver⸗ Landsberg a. W. unterm 6. Mai 1868 ertheilte Con⸗ 
zeichniſſen find hei ben gedachten Prooinzial⸗Kaſſen undſce ſion zum Geſchäftsbetctebe im ganzen Umfange des 
den von den Königlichen Regierungen, reſp. von der Preußiſchen Staates iſt durch rechtskräftig gewordenen 
Königlichen Finanz⸗ Direction zu Hannover in den Plenarbeſchluß der Königlichen Regierung zu Frankfurt 
Amtsblättern zu bezeichnenden ſonſtigen Kaſſen unent⸗ a. O. vom 1. April cr. zurückgenommen und die Auf: 
geltlich zu haben. löſung der Geſellſchaft angeordnet worden. 
Des Einreichens der Schuldverſchreibungen ſelbſt Marienwerder, den 1. Juli 1870. 
bedarf es zur Erlangung der neuen Coupons nur dann, Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
wenn die alten Talons abhanden gekommen find. In ) Das unterm 29. November v. J. für die Stadt 
dieſem Falle find die betreffenden Documente an die Biſchofswerder erlaſſene und von uns unterm 18. April 
Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der genannten cr. beſtätigte Hundeſteuer⸗Reglement iſt in Nr. 24 des 
Provinzial⸗Kaſſen mittels beſonderer Eingabe einzu⸗ Roſende ger Kreisblattes pro 1871 zur öffentlichen 
reichen. Knntu ß gebracht worden. 
Berlin, den 3. Juni 1871. Ma lenwerder, den 17. Juni 1871. 
Haupt⸗Berwaltung der Staatsſchulden, Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
v. Wedell. Löwe, Meinecke. Eck, 2h) Von dem Herrn Ober⸗Praſidenten der Provinz 
. iſt genezmigt worden, daß die Seitens des Ritterguts⸗ 
Verordnungen und Bekanntmachungen der beſizers Friedrich Schwenke zu Ge Konarczyn an den 


Provinzial⸗ Behörden. Königl. Forſtfiskus von dem Rittergute Gemel abge⸗ 
tretene Fläche von 1 Morgen 23 [][Ruthen aus dem 
Bekanntmachung, Gats⸗ und Polizeibezee von Gemel ausſcheide und 


ER Remonteankauf pro 1871 betreffend. mit dem Guts⸗ und Polizeibezirke des Köwgl. Forſt⸗ 

Zum Ankauf von Remonten im Alter von vor⸗ r vie⸗s Lindenberg vereinigt, dagegen die Seitens des 
zugsweiſe drei und ausnahmsweiſe vier und fünf Jahren Konigl. Forſtftokus an den p. Schwenke abgetretene 
find im Bezirk der Königlichen Reigterung zu Mar:en⸗ Fläche von 2 Morgen 80 []Ruthen aus dem Gats⸗ 
werder für dieſcs Jahr nachitebende, Morgens 8 Uhrſund Poltzeibezirke des Köaigl. Forſtrediers Lind nberg 
beginnende Märkte anberaamt wu den, und zwar: zusſcheide und dem Guts⸗ und Polizeibezuke Gemel 


den 4. Auguſt in Roſenberg, einverleibt werde. 

Der „ Marienwerder, Marienwerder, den 23. Juni 1871. 

e „ Graudenz, Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
AMS n „Rehden, 11) Die Pferde des Eigenthümers Waſſerſurth zu 


Abbau Jagolitz, Kreis Di. Krone, von denen eines 


„ 9. „ „Culmſee, x 
vor Kurzem von dem Beſitzer Spleitſtöſſer in Schönow 


„ H., „ Gollut, 


i „Strasburg, gekauft worden tt, haben wegen Rozes getödtet wer⸗ 
WN den muſſen. 
4. Septbr. „ Dt. Crone. Marienwerder, den 24. Juni 1871. 


Die von den Militär⸗Kommiſſionen erkauſten Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Pferde werden mit Ausnahme der Marktorte Stuhm, 42) Unter den Pferden des Gaſtwirths Becker in 
Chriſtburg und Roſenberg zur Stelle abgenommen und Neuſaß, Kreiſes Culm, ist die rozverdächtige Druſe und 
gegen ſtempelpflichtige Quittung ſoſort baar bezahlt. unter den Pferden der Beſitz r Pfuhl, Kowalski und 
Die Verkäufer der vorgenannten drei Märkte werden Wluvarski in Dubielno, Kreis Culm, tft die Rotzkrank⸗ 
dagegen erſucht, die verkauften Pferde in das nahe heit ausgebrochen. s 
gelegene Remontedepot Pr. Mark auf eigene Koſten Marienwerder, den 27. Juni 1871. 
einzultefern und daſelbſt nach erfolgter U bergabe 990 „Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Pferde in geſundem Zustande den behandelten Kauf- 13) Einpfarrungs Urkunde 
preis in Empfang zu nehmen. der Ortſchaften Vattlewo, Griewe und Griebenau im 

Pferde, deren Mängel den Kauf geſetzlich rück Kreiſe Culm. 
gängig machen, find vom Verkäufer gegen Erſtattungg Nachdem die evangeliſchen Bewohner der Ort⸗ 
des Kaufpreiſes und der ſämmtlichen Unkoſten zurid ſchaften Battlewo, Griewe und Griebenau im Kreiſe 
zunehmen. Die Verkäufer find ferner verpflichtet, jed m Culm, welche bisher noch nirgend eingepfarrt geweſen, 
verkauften Pferde eine neue flarte rindlederne Trenſe das Verlangen erklärt haben, in Cu lm ſee eingepfarrt 
mit eiſernem zweckmäßigem G biß, eine ſtarke Kopf⸗ zu werden, jo haben wir nach Anhörung aller Bethei⸗ 
balfter von Leder oder Hanf mit zwei, mindeßens ligten unter Genehmigung des Herrn Miniſters der 
ſechs Fuß langen ſtarken Stricken ohne beſondere Ber: geiſtlichen x. Angelegenheiten und des Evangeliſchen 
gütigung mitzugeben. Ober⸗Kirchenraths beſchloſſen, wie folgt: 

Berlin, den 20. März 1871. § 1. Die Ortſchaften Battlewo, Griewe und 
Kriegs⸗Miniſterium, Abth ilung für das Remonteweſen. Griebenan werden mit allen ihren evangeliſchen Be⸗ 


wohnern zur evangeliſchen Kirche in Enlmifee ein 
gepfarrt. 

§ 2. Die evangeliſchen Bewohner genannter drei 
Ortſchaften ſind gehalten, ſich in allen ihren kirchlichen 
Handlungen der evangeliſchen Kirche und des evangeli⸗ 
ſchen Pfarrers zu Culmſee zu bedienen. 

§ 3. Dieſelben ſind verpflichtet, für ihre kirch⸗ 
lichen Handlungen, die im Kirchſpiel Culmſee gel⸗ 
tenden Stolgebühren zu entrichten und zu den Laſten 
und Abgaben des Kirchſpiels wie die andern Einge⸗ 
pfarrten, die ihnen gleichſtehen, beizutragen. 

§ 4. In Betreff der Abgaben und Laſten, welche 
ihnen etwa gegen eine benachbarte katholiſche Kirche 
rechtlich obliegen, wird durch dieſe Einpfarrung nichts 
geändert. 

§ 5. Sollte künftig von den geiſtlichen Oberen 
eine Wiederabtrennung der genannten drei Ortſchaften 
von der Kirche in Culmſee für angemeſſen erachtet und 
bewirkt werden, ſo ſteht ſo wenig der Kirche und den 
Eingepfarrten wie dem Pfarrer und den Kirchenbedienten 
en Widerſpruch dagegen, oder ein Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung zu. 

Königsberg i. Pr., den 8. April 1871. 

Königliches Konſiſtorium. 

Marienwerder, den 21. April 1871. 
Königl. Regierung. Abtheil. für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
14) Gemäß der Ferien⸗Ordnung vom 16. April 1850 
— Juſtiz Miniflerſalblatt S. 129. — werden bie dies⸗ 
jährigen Ernteferien bei dem Appellations⸗Gerichte und 
den Stabl: und Kreisgerichten in deſſen Departement 
mit dem 21. Juli 1871 beginnen und bis zum 1. 
September dauern. Unter Hinweiſung auf die Beſtim⸗ 
mungen im $. 2. der gedachten Ferienordnung wird 
das Publikum aufgefordert, Anträge bi den Gerichten 
während jener Zelt auf die Angelegenheiten zu be⸗ 
ſchränken, welche einer Beſchleunigung wirklich bedürfen 


| 
| 
| 


und dieſe der Beſchleun gung bedürfenden Eingaben 


mit dem Vermerke „Serien: Sache” zu verſehen. 

Marienwerder, den 22. Juni 1871. 

Königl. Appellalions⸗ Gericht. 

15) Wir bringen hiermit zur öffentlichen Keuntniß, 
daß wegen der gegenwärtigen größeren Truppenbeförde⸗ 
rungen die für den Gütertransport auf der Oſtbahn 
geltenden Liererfriften bis auf Weiteres für den Fracht⸗ 
gutverkehr um 6 Tage ſowohl im Lokal⸗ als Verband⸗ 
verkehre verlängert werden. 

Bromberg, den 28. Juni 1871. 

Köntgliche Dtreklien der Oſtbabn. 

16) Den 8s 3 und 6 der Geſchäfts⸗Orduung der 
Provinzial⸗Chauſſeebau⸗Commiſſion vom 22. Auguſt 
1854 gemäß bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, 
daß bis zum nächſten Provinzial⸗Landtage als Vor⸗ 
ſitzender der Provinzial ⸗Chauſſee⸗Bau⸗Commiſſion im 


(Hierzu der Oeffertli 
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— 


Regierungsbezirk Marienwerder der unterzeichnete 
Landtagsmarſchall, Regierungs⸗Chef⸗Praſident Graf zu 
Eulenburg⸗Wicken in Marienwerder fungirt. 
Königsberg, den 27. Juni 1871. 
Der Landtags⸗Marſchall. 
B. Graf zu Eulenburg. 
17) Zu Czerwinsk wird am 1. Juli c. eine Tele⸗ 
graphenſtation mit beſchränktem Tagesdienſt (er. § 4 
der Telegraphen⸗Ordnung) eröffnet werden. 
Königsberg, den 25. Juni 1871. 
Telegraphen⸗Direction. 


Perſonal⸗ Chronik. 


18) Der neu ernannte Ober⸗Staatsauwalt Herr von 
Luck hat die Geſchafte feines Amtes übernommen. 

Die durch die Penſtonirung des Förſters Stein 
erledigte Förſterſtelle zu Wolfsbruch in der Oberförſterei 
Königsbru h IR vom 1. Juli c. ab dem Forſter Kurtz 
in Woziwodda und die Förſterſtelle zu Woziwodda in 
der Oberförſterei gleichen Nam ns dem zum Königlichen 
Föcſter ernannten Forſtaufſeher Anders definitiv 
übertragen. 

Dem Revierförſter Reuſche zu Koſten in der 
Oberförſterei Gurczuo iſt die interimiſtiſche Verwaltung 
der Revierförſterſtelle zu Groß Särchen in der Ober⸗ 
förſterei Sorau, Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
und dem Oberförſter⸗Candidaten Sievert vom 1. Juli c. 


ab die interimiſtiſche Verwaltung der Revierförſterſtelle 


zu Koſten übertragen. 
Die Verſetzung des Ober Telegraphiſten Leis ke 
von Thorn nach Mühlhauſen iſt zurückgenommen. 


Erledigte Schulſtellen. 


19) Die Schullehrerſtelle zu Legbond im Kreiſe Conitz 
iſt durch den Tod des Lehrers Glinski erledigt. Lehrer 
katholiſcher Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe 
bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor Herrn Pfarrer 
Guttmann zu Long bei Czersk zu melden. 

Die katholiſche Schullehrerſtelle zu Grünchotzen 
iſt erledigt. Lehrer katholiſcher Confeſſion, welche ſich 
um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſen⸗ 
dung ihrer Zeugniſſe bei dem Königl. Kreis⸗Schul⸗ 
Inſpektor Herrn Decan Behrendt zu Konitz zu melden. 

Die Schullehrerſtelle der evangeliſchen Schule zu 
Vogtenthal, Kreis Roſenberg, iſt vacant und ſoll ſofort 
beſetzt werden. Bewerbungen um dieſelbe ſind bei dem 
Dominium Finckenſtein anzubringen. 

Die dritte Lehrerstelle an der kathol. Stadtſchule 
zu Gollub wird zum 1. October c. erledigt. Lehrer 
katyoliſcher Coafeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe 
bei dem Magiſtrate zu melden. 


chr Anzeiger Ir. 27.) 
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